
 

 

 
Entschließung des Mittelmeerwahlkreises des EGÖD 

 
Das 21. Jahrhundert begann mit einer schweren Finanzkrise in der ersten Dekade, die sich 
sehr schnell auf die Bürger/-innen und in erster Linie auf die öffentlichen Dienste ausgewirkt 
hat.  Die politische Antwort der Europäischen Union bestand in Austeritätsmaßnahmen, 
Haushalts- und Personalkürzungen im öffentlichen Dienst und Einschränkungen der 
Arbeitnehmerrechte. Diese Situation hielt mehrere Jahre lang an und wirkte sich besonders 

negativ in den Mittelmeerländern aus. 
 
Das einzige Ergebnis dieser Maßnahmen waren zunehmende Ungleichheiten innerhalb 
dieser Länder, eine weitere Vergrößerung des Armuts- und Energiegefälles und die 
Entstehung des neuen Typus des „armen Berufstätigen“. Diese Entwicklungen beobachten 
wir nicht nur in den Mittelmeerländern, sondern auch in anderen Ländern der EU. 
 
Ein von Misstrauen geprägter Diskurs entstand zwischen den Ländern, der die Axt an die 
Grundfesten der Europäischen Union legte und Konsequenzen wie den Brexit als eine 
eindeutige antieuropäische Antwort aufgrund des Missmanagements der Krise und der damit 
einhergehenden Politik zeitigte. Weitere Kollateralschäden waren der unrühmliche Zulauf zu 
rechtsextremen rechten Gruppierungen in Europa und zu nationalistischen und 

souveränistischen Parteien. 
 
Gerade als wir anfingen, uns von den verheerenden wirtschaftlichen Folgen und den 
massiven Arbeitsplatzverlusten zu erholen, begann die COVID-19-Pandemie. Diese neue 
Gesundheitskrise hat die gesamte Welt ausgebremst und verdeutlicht, wie wichtig öffentliche 
Dienste als Garanten essenzieller Dienstleistungen sind. Diese öffentlichen Dienste wurden 
in früheren Krisenjahren aufgrund einer liberalen kapitalistischen Mentalität stiefmütterlich 
behandelt. Grundlegende Dienstleistungen, die der Bevölkerung zugute kommen sollten, 
werden aus dem alleinigen Grund ausgelagert oder privatisiert, um damit Gewinne zu 
erzielen mit dem vorgeschobenen Argument eines „besseren und effizienteren 
Managements.“  
 

Die Bekämpfung der Pandemie bei gleichzeitiger Wahrung der Stabilität der Länder 
angesichts dieser Umstände war nur möglich, weil die Arbeitnehmer/-innen trotz fehlender 
Ressourcen und Personalknappheit die unbedingte Bereitschaft dazu gezeigt haben und 
sogar ihre eigene Gesundheit riskiert haben, um diese Leistungen aufrechtzuerhalten. Es hat 
viele Dienstleistungen sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor gegeben, die sich 
als essenziell herausgestellt haben. Viele von ihnen galten als Dienste, für die nur gering 
qualifizierte Arbeitskräfte gebraucht werden und die nur wenig Mehrwert haben. Innerhalb 
dieser Sektoren waren es die Gesundheits- und Sozialdienste, die auf einmal angesichts 
eines völlig unbekannten Virus größte Bedeutung erlangten. Es gab europaweit einen 
Mangel an Schutzausrüstungen, Personal wurde knapp, es fehlte an 
Behandlungsprotokollen und Vorbereitungsmaßnahmen, und die Arbeitsbelastung wurde 
exzessiv mit der Folge ernster psychologischer Folgen für die Beschäftigten in diesem 

Sektor.  
 
Sozialdienste und das Personal in den Alten- und Pflegeheimen waren im ersten Jahr der 
Pandemie ebenfalls von entscheidender Bedeutung, als COVID-19 besonders unter der 
älteren Bevölkerung die meisten Todesopfer forderte. Innerhalb der Verwaltungen hat es 
besonders in den Abteilungen, die für Altenheime und häusliche Pflege zuständig sind, 
zahlreiche Kürzungen und Privatisierungen gegeben, um Unternehmen wirtschaftlich 
profitabel zu machen. Diese Einschnitte und die liberale Politik haben dafür gesorgt, dass der 
Kampf gegen die Pandemie für viele Gruppen von Beschäftigten zur Hölle wurde. 
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Während der COVID-19-Krise hat sich erwiesen, dass die öffentlichen Dienste eine absolut 
lebenswichtige Rolle spielen. Das gilt nicht nur für den Gesundheitssektor, sondern auch für 
Sozialdienste und kommunale öffentliche Dienste und besonders für die Umsetzung 

sozioökonomischer Maßnahmen, um Auswirkungen auf Beschäftigung und Sozialrechte 
abzufedern. 
 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst haben sich mit aller Kraft für die Belange der Bürger/-
innen eingesetzt, diese Maßnahmen durchgeführt, negative Auswirkungen auf die 
Beschäftigungslage unter Kontrolle gebracht und die Grundbedürfnisse der Menschen 
gesichert., 
 
Die EU hat Resilienzpläne vorgelegt und Next Generation-Fonds eingerichtet. Dieses Geld 
stellt Europa seinen Ländern zur Verfügung, um die Europäische Union im Kontext der 
Pandemie wieder aufzubauen. Allerdings wird damit nach wie vor nicht das Problem der 
fehlenden Wertschätzung von Arbeit angegangen, da umfassende private Interessen nach 

wie vor privilegiert behandelt werden wollen.. 
 
Jetzt, da die ersten finanziellen Hilfen in den Mitgliedstaaten ankommen, erleben wir die 
Invasion der Ukraine durch das russische Militär. Diese Invasion führt zu steigenden 
Kraftstoff- und Strompreisen zum Vorteil privater Oligopole, die Millionen Profite einfahren. 
Der Krieg betrifft zunächst einmal Sektoren wie den Transportsektor, wird sich aber schnell 
auch auf alle anderen Sektoren auswirken. 
 
Als Gewerkschaften im Mittelmeerraum verurteilen wir jede Art von Konflikt, denn wir sind  
davon überzeugt, dass internationale Problemlagen nicht durch Krieg gelöst werden können. 
Wir verurteilen die russische Invasion der Ukraine und verpflichten uns dazu, die 
ukrainischen Gewerkschaften in dieser schwierigen historischen Zeit zu unterstützen. Wir 

sind davon überzeugt, dass Maßnahmen zur Beendigung dieses Konfliktes ergriffen werden 
müssen und dass die davon betroffenen Bevölkerungen unterstützt werden müssen.  
 
Wir brauchen eine Analyse des  EGÖD, inwiefern die Pandemie öffentliche Dienste getroffen 
hat, wie der Krieg sich auf die EU-Länder insgesamt auswirkt und welche Konsequenzen 
sich darauf für öffentliche Dienste ergeben können.  
 
Das aktuelle Problem sind zusätzliche Kosten in den Verwaltungen aufgrund der steigenden 
Energie- und Kraftstoffpreise und damit der höheren Heizkosten für öffentliche Gebäude, 
Altenheime usw. Auch die Ausführung von Aufgaben, für die Kraftfahrzeuge eingesetzt 
werden müssen wie z. B. Polizei, Feuerwehren, Wartungspersonal in den Verwaltungen usw. 
gehören dazu. 

 
Sozialdienste und Verwaltungen sind schon jetzt durch die zahlreichen, aufgrund des 
Krieges ins Land kommenden Flüchtenden aus der Ukraine gefordert. Der Krieg wird zu 
einer großen Migrationswelle führen, und wir müssen uns dieser Aufgabe stellen, damit wie 
die fliehenden Menschen unterstützen können. Wir haben gemeinsam mit EUCARE bereits 
auf die Bedeutung öffentlicher Dienste für die Aufnahme von Migrierenden und auch auf die 
Verantwortung hingewiesen, die Europa angesichts dieser Flüchtlingsbewegung 
übernehmen muss.  Hier muss Europa nicht nur in finanzieller Hinsicht mehr Ressourcen zur 
Verfügung stellen, sondern auch auf der Personalebene mehr Engagement zeigen, um die 
zweckmäßige Entwicklung öffentlicher Dienste sicherzustellen.  Wir müssen die 
Standpunkte, die einige Länder bis vor kurzem noch eingenommen haben, überwinden und 
einen europäischen Aufnahmemechanismus einrichten, der auf dem Grundsatz der 
Solidarität beruht.   
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Wir müssen weiter im Format der eingesetzten Arbeitsgruppe handeln, um die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die Migrierende betreuen, im 
Auge zu behalten und zu verbessern. Wir sind der Ansicht, dass wir angesichts der 
derzeitigen Umstände dieses Netzwerk erweitern müssen. 

 
Wir legen als Mittelmeerländer diese Entschließung vor, weil wir davon überzeugt sind, dass 
unsere Prioritäten und die des EGÖD wie folgt zu definieren sind: 

1. Stärkung der Rolle des öffentlichen Dienstes und Kampf gegen Privatisierungen. 
2. Stärkung der Sozial- und Gesundheitsdienste durch öffentliche Finanzierung und 

öffentliche Bereitstellung. 
3. Bessere Organisation einer öffentlichen Gesundheitsversorgung, damit diese 

Systeme besser auf zukünftige Pandemien vorbereitet sind. 
4. Stärkung der primären Gesundheitsversorgung auf der Grundlage eines öffentlichen 

Gesundheitssystems. 
5. Engagement für eine bessere Migrationspolitik, angemessene Behandlung von 

Geflüchteten, Kontrolle der Migrationsströme, Kritik an der Situation Tausender 

Menschen, die vor bewaffneten Konflikten oder vor Armut flüchten (Tote im 
Mittelmeer, vor der türkischen  Küste, vor Lampedusa), oder an der Asylpolitik 
(Syrien, Ukraine usw.). 

6. Im Hinblick auf den Next Generation-Fonds hat es zahlreiche Ungleichheiten bei den 
Zuteilungen dieser Mittel durch die unterschiedlichen Mitgliedstaaten an den 
Gesundheits- und Sozialsektor gegeben, und auch die Mitwirkung der 
Gewerkschaften an diesen Entscheidungen hat sich sehr unterschiedlich dargestellt. 
Es ist deshalb erforderlich, die Zuwendungen an diese Sektoren in den 
unterschiedlichen Ländern einheitlicher zu gestalten, sie zu überprüfen und dann zu 
sehen, ob sie für die neue ökonomische Wirklichkeit mit ihrer weiter steigenden 
Inflation geeignet sind.  

7. Verhindern, dass die Wirtschaft erneut den Austeritätstod wie 2008 stirbt, verursacht 

durch eine Politik, die die bestehende Wirtschaftskrise noch zusätzlich verschärft hat, 
die Entwicklung von Infrastrukturen paralysiert hat, die Arbeitslosigkeit erhöht und die 
Armut verschärft hat und eine Destabilisierung provoziert hat, die die Grundfesten der 
Europäischen Union erschüttert. 

8. Wiederaufstockung und Anpassung der öffentlichen Beschäftigung und der dort 
geltenden Personalbemessungen. 

9. Verbesserung der Vergütungen und Arbeitsbedingungen der öffentlich Beschäftigten 
und Erhöhung der Personalschlüssel, um sich europäischen Standards anzunähern. 

10. Aufbau eines friedlichen und solidarischen Europas, das bereit ist, Migrierende 
aufzunehmen, die aufgrund von Kriegen, Hungersnöten oder Klimakatastrophen aus 
ihrer Heimat fliehen 

11. Widerstand gegen die Wiederaufrüstungspolitik und Stärkung der Diplomatie. 

 
Stärkung internationaler Netzwerke, die es uns ermöglichen, Verbesserungen nicht nur für 
die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, sondern für alle Bürger/-innen durchzusetzen. Mit 
starken öffentlichen Diensten verbessert die die Lebensqualität der Menschen. 


